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Für die bisher in einem einzigen Arti-
kel geregelte Teilliquidation haben der
Gesetz- und der Verordnungsgeber im
Rahmen der 1. BVG-Revision mehrere
Bestimmungen erlassen, die zwar im
Wesentlichen die von der Praxis entwi-
ckelten Grundsätze übernehmen, da-
neben aber auch wichtige Akzentver-
schiebungen enthalten. Das künftige
Verfahren führt zu einer Entlastung
der Aufsichtsbehörde, die Vorsorge-
einrichtung wickelt eine Teilliquidation
auf der Basis eigener reglementari-
scher Bestimmungen praktisch auto-
nom ab.

Die nachfolgenden Ausführungen be-
schränken sich auf Teilliquidationen. Einer-
seits sind sie häufiger als Gesamtliquida-
tionen, andererseits entspricht die neue
Regelung der Gesamtliquidation weitge-
hend der bisherigen.

Die neuen Bestimmungen
Ausgangspunkt für Teilliquidationen

bildet nach wie vor Art. 23 FZG, wonach
bei einer Teil- oder Gesamtliquidation einer
Vorsorgeeinrichtung neben dem Anspruch
auf die Austrittsleistung ein individueller
oder kollektiver Anspruch auf freie Mittel
besteht.

Art. 53b–53d BVG in der Fassung
vom 3. Oktober 2003 enthalten in erwei-
terter Fassung den übrigen bisherigen
Regelungsinhalt von Art. 23 FZG. Sie legen
namentlich Voraussetzungen und Verfah-
ren für Teil- und Gesamtliquidationen fest.
Art. 27g und h der Verordnung über die be-
rufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invali-
denvorsorge (BVV 2) in der Fassung vom
1. Juli/27. Oktober 2004 schreiben die
massgebenden Verteilungsgrundsätze vor.

Die neuen Bestimmungen über Teil-
und Gesamtliquidationen treten per 1. Ja-
nuar 2005 in Kraft. Sie sind auch anwend-
bar auf Vorsorgeeinrichtungen, die mehr
als die Mindestleistungen gewähren (um-
hüllende Kassen) und auf überobligatori-
sche Einrichtungen (Art. 49 Abs. 2 Ziff. 11
BVG beziehungsweise Art. 89bis Abs. 6
Ziff. 9 ZGB).

Voraussetzungen einer Teilliquidation
Der Gesetzgeber hat die generelle

Umschreibung der Voraussetzungen für
die Durchführung einer Teilliquidation weit-
gehend unverändert übernommen. Wann
die Verminderung der Belegschaft erheb-
lich ist (Art. 53b Abs. 1 lit. a BVG), wird ge-
setzlich nach wie vor nicht definiert. Der
Tatbestand der Restrukturierung (Art. 53b
Abs. 1 lit. b BVG) soll auch Vorgänge erfas-
sen, die zu einer Erhöhung der Beleg-
schaft führen, aber personalvorsorgeseitig
eine Angleichung der freien Mittel be-
dingen.1

Personalreduktionen und eine an-
schliessende Restrukturierung sind meist
das Ergebnis einer einheitlichen wirtschaft-
lichen Entwicklung. Die Teilliquidation um-
fasst den Gesamtvorgang. Davon abzu-
grenzen sind aber Konstellationen, bei
denen die Restrukturierung aus einem
Grund erfolgt, der wirtschaftlich gänzlich
unabhängig vom vorangegangenen Stel-
lenabbau ist. Hier sind in die Teilliquidation
nur diejenigen Arbeitnehmenden einzube-
ziehen, die von der Restrukturierung be-
troffen sind, soweit die Personalreduktion
für sich allein keine Teilliquidation auslöst.2

Unter den Tatbestand von Art. 53b
Abs. 1 lit. c BVG fallen in erster Linie
Gemeinschafts- sowie Sammelstiftungen,
soweit diese über gemeinsames Vermö-
gen verfügen.3 Davon erfasst sind auch
Auflösungen von Anschlussverträgen mit
der Auffangeinrichtung, wobei ihr gegen-
über wegen ihrer Pflicht zum Anschluss
kein Anspruch auf Rückstellungen und
Reserven besteht.4

Umfang des Anspruchs
Gelegentlich wurde bei kollektiven

Übergängen die Aufteilung von Rückstel-
lungen und Wertschwankungsreserven
unterlassen. Die 1. BVG-Revision hat je-
doch klargestellt, dass sie ebenfalls unter
den in Art. 23 FZG verwendeten Begriff
der freien Mittel zu subsumieren sind.5 Ent-
sprechend hat auch der Verordnungsge-
ber die Umschreibung in Art. 23 FZG als
Oberbegriff aufgefasst (freie Mittel im wei-
teren Sinn) und in Art. 27g h BVV 2 eine

Unterteilung in freie Mittel (im engeren
Sinn) und Rückstellungen und Wertschwan-
kungsreserven vorgenommen.

Teilliquidationen begründen vorerst
einen individuellen oder kollektiven An-
spruch auf freie Mittel im engeren Sinn
(Art. 27g Abs.1 BVV 2 in der Fassung vom
27. Oktober 2004).

Zudem besteht bei Kollektivaus-
tritten ein kollektiver anteilmässiger An-
spruch auf Rückstellungen und Schwan-
kungsreserven, soweit versicherungs- und
anlagetechnische Risiken mit übertragen
werden (Art. 27h BVV 2). Ausser bei ver-
hältnismässig kleinen kollektiven Übertrit-
ten bewirkt auch eine Barzahlung für die
übertragende Vorsorgeeinrichtung eine
Reduktion der anlagetechnischen Risiken
und für die übernehmende eine Erhöhung.
Daher sind auch hier Reserven zu über-
tragen.

Nachträgliche Kursentwicklungen
beeinflussen den Wert des Teilliquidations-
substrats. Dass die zu übertragenden
freien Mittel bei erheblichen Wertschwan-
kungen bis zur Verteilung angepasst
werden dürfen, lassen nun Art. 27g Abs. 2
und 27h Abs. 4 BVV 2 zu.

Wie schon nach bisherigem Recht
können bei Unterdeckung versicherungs-
technische Fehlbeträge im Rahmen eines
Verteilplans überbunden werden. Wurde
bereits eine ungekürzte Austrittsleistung
überwiesen, so hat der Empfänger den zu
viel überwiesenen Betrag zurückzuerstat-
ten (Art. 27g Abs. 3 BVV 2).

Pflichten der Vorsorgeeinrichtung
Eine der wesentlichen Neuerungen

betrifft die stärkere Gewichtung der Ver-
antwortung der Vorsorgeeinrichtungen.
Die Aufsichtsbehörden werden entlastet.
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Die Checkliste über den Mindest-
inhalt der Reglementsbestimmungen ver-
langt detaillierte Regelungen. Damit soll
wohl sichergestellt werden, dass das pari-
tätische Organ im konkreten Fall keine wei-
teren Kriterien für den Erlass eines Verteil-
plans aufstellen muss und keine Ermes-
sensentscheide mehr treffen kann.

Beim Erlass der reglementarischen
Bestimmungen ist insbesondere darauf zu
achten, dass der Gleichbehandlungsgrund-
satz eingehalten wird (Art. 53d Abs. 1
BVG).7 Es darf keine Benachteiligung von
Abgangs- beziehungsweise Fortbestand
zu Gunsten der anderen Kategorie erfol-
gen. Zudem sind die Interessen der Rent-
ner angemessen zu wahren. Die reglemen-
tarische Grundlage stellt zudem sicher,
dass einander folgende Teilliquidationen
nach den gleichen Kriterien abgewickelt
werden.

Abwicklung einer Teilliquidation
Aufgrund der detaillierten reglemen-

tarischen Grundlage ist eine aufsichtsbe-
hördliche Genehmigung nicht mehr nötig.
Die Durchführung einer Teilliquidation fällt

nach neuem Recht in den Verantwortungs-
bereich des paritätischen Organs.

Gesetzlich zwingende Formvorschrif-
ten sind weder bei individuellen noch kol-
lektiven Übertritten zu beachten. Der Autor
schliesst sich denjenigen Exponenten an,
die die Ansicht der Konferenz ablehnen,
wonach es sich bei kollektiven Übertritten
zwingend um eine Vermögensübertragung
im Sinne von Art. 69 des Fusionsgesetzes
(FusG) handle und demzufolge die Form-
vorschriften von Art. 70–73 FusG anwend-
bar seien.

Rechtzeitig vor dem Vollzug muss
die Vorsorgeeinrichtung die Versicherten
sowie die Rentner vollständig informieren
und ihnen Einsicht in den Verteilplan ge-
währen (Art. 53d Abs. 5 BVG). Es ist ihnen
eine angemessene Frist einzuräumen,
während der sie Einwendungen an das pa-
ritätische Organ oder, falls erforderlich,
Beschwerde an die Aufsichtsbehörde erhe-
ben können. Solange die Aufsichtsbehörde
nicht sämtliche Beschwerden erledigt hat,
darf die Teilliquidation nicht vollzogen
werden.

Reglementsergänzung
Die Vorsorgeeinrichtungen müssen

die Voraussetzungen und das Verfahren
zur Teilliquidation in ihren Reglementen
festlegen. Die Reglementsänderung ist bis
Ende 2007 vorzunehmen und bedarf der
Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde
(Art. 53b Abs. 1 und 3 BVG, lit. d der Über-
gangsbestimmungen von BVV 2). Ein Merk-
blatt der Konferenz der kantonalen BVG-
und Stiftungsaufsichtsbehörden, das eine
einheitliche kantonale Aufsichtspraxis ge-
währleisten soll (siehe dazu auch den Bei-
trag von Markus Lustenberger auf S. 51),
definiert den Konkretisierungsgrad, den
die Reglementsbestimmungen zur Teilliqui-
dation aus aufsichtsbehördlicher Sicht auf-
weisen müssen.6 Bei den Teilliquidations-
voraussetzungen sind der Prozentsatz an-
zugeben, der erreicht sein muss, damit
eine Personalreduktion als erheblich gilt,
und die unternehmerischen Vorgänge ge-
nau zu beschreiben, die als Restrukturie-
rung anzusehen sind. Festzulegen ist
auch, wann bei kollektiven Austritten die
freien Mittel im engeren Sinn individuell
oder kollektiv zu übertragen sind.
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Beschwerdeverfahren
Abgesehen davon, dass sie die Reg-

lementsbestimmungen zur Teilliquidation
genehmigen muss (Art. 53b Abs. 3 BVG),
wird die Aufsichtsbehörde bei Teilliquidatio-
nen nur noch als Rechtsmittelinstanz auf
Beschwerde eines Versicherten tätig. 

Eine Beschwerde kann sich gegen
die Voraussetzungen, das Verfahren und
den Verteilplan richten (Art. 53b Abs. 6
BVG). Im Beschwerdeverfahren hat die Auf-
sichtsbehörde und in zweiter Instanz die
Eidgenössische Beschwerdekommission
der beruflichen Alters-, Hinterlassenen- und
Invalidenvorsorge zu überprüfen, ob das
paritätische Organ die reglementarischen
Bestimmungen zur Teilliquidation richtig
ausgelegt und angewendet hat. Daneben
kann auch die Rechtmässigkeit der ent-
sprechenden reglementarischen Bestim-
mungen angefochten werden. Widerspre-
chen sie – trotz aufsichtsbehördlicher
Genehmigung – zwingendem Recht, so
sind sie aufzuheben und durch rechtskon-
forme zu ersetzen.

Eine wesentliche verfahrensmässige
Neuerung stellt die Einführung der «Teil-

rechtskraft» dar. Zieht ein Versicherter
einen Entscheid der Aufsichtsbehörde an
die Beschwerdekommission weiter und ge-
währt deren Präsident der Beschwerde
keine aufschiebende Wirkung, so erhält
der Verteilplan gegenüber denjenigen Ver-
sicherten, die keine Beschwerde führen,
Rechtskraft und kann vollzogen werden
(Art. 53d Abs. 6 BVG). So soll verhindert
werden, dass ein einzelner Versicherter
mit einer allenfalls aussichtslosen Be-
schwerde den Vollzug einer Teilliquidation
über einen längeren Zeitraum verun-
möglicht.

Fazit
Eine Bedeutung der neuen Bestim-

mung besteht darin, dass materiell die bis-
herige Praxis, wenn auch mit Akzentver-
schiebungen, ins Gesetz übernommen
wurde. Wesentlich ist die Klarstellung,
dass Rückstellungen und Wertschwan-
kungsreserven als freie Mittel im weiteren
Sinn ebenfalls aufzuteilen sind. Die Revi-
sion überträgt bei Teilliquidationen dem
paritätischen Organ Autonomie und Verant-
wortung für Erlass und Vollzug des Verteil-

plans. Dies und die Einführung der Teil-
rechtskraft lassen eine Verkürzung der Ver-
fahrensdauer selbst in strittigen Fällen er-
warten.

Knackpunkt für die unmittelbare Zu-
kunft ist der Erlass der Reglementsbestim-
mungen zur Teilliquidation. Nach derzeiti-
gem Wissensstand sollen sie so konkret
und detailliert sein, dass eine weitgehend
schematische Abwicklung möglich ist.
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